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Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoidgesetzes 


A. Zielsetzung 

Der Wehrsold ist zuletzt zum 1. Januar 1971 erhöht worden. 
Seine Anpassung an die seither eingetretene Entwicklung in den 
übrigen Bereichen erscheint erforderlich. Da die „besondere 
Zuwendung" (sog. Weihnachtsgeld) für Wehrsoldempfänger 
aus dem durchschnittlichen Monatsbetrag der Wehrsoldgruppe 
zwei errechnet wird, ist mit der Erhöhung des Wehrsoldes auch 
diese Zuwendung zu erhöhen. 


B. Lösung 

1. Anhebung des Wehrsoldes/Grenzschutzsoldes in allen 
Wehrsold-ZGrenzschutzsoldgruppen um 1 DM. 

2. Erhöhung der besonderen Zuwendung von 185 DM auf 
215 DM. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

(Millionen DM) 

1974 1975 1976 1977 

101 99 98 98 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 
1/4 (1/3) -372 31 - We 12/74 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 
mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 401. Sitzung am 15. Februar 1974 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent- 
wurf wie folgt Steilung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, weil es das 
Gesetz über den Bundesgrenzschutz, ein mit Zustimmung des Bundes- 
rates ergangenes Gesetz, ausdrücklich ändert. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 2) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 


Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 8. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 
171), zuletzt geändert durch das Gesetz über die 
Erhöhung der jährlichen Sonderzuwendung vom . . . 
(Bundesgesetzbl. IS...) wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „einhundert- 
fünfundachtzig" durch das Wort „zweihundert- 
undfünfzehn" ersetzt. 

2. Die Anlage (Wehrsoldtabelle) erhält folgende 
Fassung: 

„Anlage 

(zu § 2 Abs. 1) 


Wehr- 

sold- 

gruppe 

Wehrsold 

Wehr- 

Dienstgrad 

soldtage 

Satz 

DM 

1 

Grenadier 

5,50 

2 

Gefreiter 

7,— 

3 

Obergefreiter 

7,50 

4 

Hauptgefreiter 

8,50 

5 

Unteroffizier, Stabsunteroffizier, 
Fahnenjunker 

10,— 

6 

Feldwebel, Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel, 

Fähnrich, Oberfähnrich 

11 — 

7 

Stabsfeldwebel, Leutnant 

12,— 

8 

Oberstabsfeldwebel, 

Oberleutnant 

‘ 13,— 

9 

Hauptmann 

14,— 

10 

Major, Stabsarzt 

15,— 

11 

Oberstleutnant, Oberstabsarzt, 
Oberfeldarzt 

16,— 

12 

Oberst, Oberstarzt 

17,— 

13 

Generale 

19,—" 
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Artikel 2 

Das Gesetz über den Bundesgrenzschutz vom 
18. August 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1834) wird wie 
folgt geändert: 

Die Anlage (Grenzschutzsoldtabelle) erhält folgende 
Fassung: 

„Anlage 

(zu § 59 Abs. 2) 


Grenzschutzsold 


Grenz- 

schutz- 

sold- 

gruppe 


JJienstbezeichnung 


Tages- 

satz 

DM 


Grenz- 

schutz- 

sold- 

gruppe 


Dienstbezeichnung 


Tages- 

satz 

DM 


1 

2 

3 

4 

5 


6 


Grenzjäger 
Matrose i. BGS 
Grenztruppjäger 
Vormatrose i. BGS 
Grenzober jäger 
Obermatrose i. BGS 
Grenzhauptjäger 
Hauptmatrose i. BGS 
Fahnenjunker i. BGS 
Oberwachtmeister i. BGS 
Hauptwachtmeister i. BGS 
Seekadett i. BGS 
Maat i. BGS 
Obermaat i. BGS 
Fähnrich i. BGS 
Oberfähnrich i. BGS 
Meister i. BGS 
Obermeister i. BGS 
Hauptmeister i. BGS 
Fähnrich zur See i. BGS 
Oberfähnrich zur See i. BGS 
Bootsmann i. BGS 
Oberbootsmann i. BGS 
Hauptbootsmann i. BGS 


5.50 

! 

7.50 


8,50 i 

10,— ® 
I 10 

I 

! 

! 

11 ,— j 

i 

' 12 


13 


Leutnant i. BGS 
Stabsmeister i. BGS 
Leutnant zur See i. BGS 
Stabsbootsmann i. BGS 
Oberleutnant i. BGS 
Oberstabsmeister i. BGS 
Oberleutnant zur See i. BGS 
Oberstabsbootsmann i. BGS 
Hauptmann i. BGS 
Kapitänleutnant i. BGS 
Major i. BGS 
Stabsarzt i. BGS 
Korvettenkapitän i. BGS 
Oberstleutnant i. BGS 
Oberstabsarzt i. BGS 
Oberfeldarzt i. BGS 
Fregattenkapitän i. BGS 
Oberst i. BGS 
Oberstarzt i. BGS 
Brigadegeneral i. BGS 
Generalmajor i. BGS 



13 — 


14 — 
15,— 


16 ,- 


17 ,- 


19,—" 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1974 in Kraft. 
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Begründung 


I. Einzelbegründung 

Die Tagessätze des Wehrsoldes sind zuletzt zum 
1. Januar 1971 erhöht worden. 

Im Hinblick auf die seither eingetretene Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse soll der 
Wehrsold in allen Soldgruppen einheitlich um eine 
Deutsche Mark je Tag erhöht werden. 

In dem gleichen Umfange und zu dem gleichen Zeit- 
punkt werden auch die Tagessätze des Grenzschutz- 
soldes erhöht. 

Die Änderung des Wehrsoldgesetzes wird nach 
Maßgabe des § 35 Abs. 1 und 2 des Zivildienstge- 
setzes entsprechend für die Zivildienstleistenden 
gelten. 

Die besondere Zuwendung wird in Höhe des durch- 
schnittlichen Monatswehrsoldes festgesetzt, der 
einem Angehörigen der Wehrsoldgruppe zwei zu 
zahlen ist. Die Erhöhung gilt entsprechend für die 
Dienstleistenden im Bundesgrenzschutz und für die 
Zivildienstleistenden (vgl. § 59 des Bundesgrenz- 
schutzgesetzes, § 35 des Zivildienstgesetzes). 


IL Kostendarstellung 

Die Kosten für die Ausführung des Gesetzes wer- 
den gegenüber den bisherigen Kosten im Bereich 
des Bundes im Jahre 1974 auf 101 Mio DM, im Jahre 
1975 auf 99 Mio DM und in den Jahren 1976 und 
1977 jeweils auf 98 Mio DM geschätzt. 

Für 1974 stehen entsprechende Mittel im Einzelplan 
60 zur Verfügung. Die entsprechenden Mehrkosten 
für die Jahre 1975 bis 1977 werden bei den Aus- 
gabetiteln der Einzelpläne 14, 11 und 06 veran- 
schlagt. 

Aus der Ausführung des Gesetzes entstehen keine 
zusätzlichen Kosten. 

Die Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage dürften wegen der über das ganze Jahr 
verteilten Zahlungen geringfügig sein. 
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Anlage 2 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein Ge- 
setz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungsge- 
setz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zustim- 
mungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht der 
Fall. 
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